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Tunesien, das Geburtsland des sogenannten Arabischen Frühlings, gilt als Erfolgsbeispiel einer gelun-
genen Transition zu einer demokratischen Ordnung. Der Westen im Allgemeinen und die EU sowie 
einzelne ihrer Mitgliedsstaaten investieren massiv in Tunesiens Stabilität. Die post-revolutionäre 
politische Ordnung wird vor allem durch die islamistische Ennahda Partei sowie die ihr gegenüber-
stehenden säkularen Kräfte, repräsentiert durch die Nidaa Tounes Partei, dominiert. Die französisch-
algerische Autorin Amal Boubekeur spricht in diesem Zusammenhang von einem ausverhandelten 
Wettbewerb über die Bedingungen der (Re-) Integration in das wirtschaftliche und politische System 
des post-revolutionären Tunesien. Der Fokus auf die Stabilisierung Tunesiens veranlasste auch aus-
ländische Geberländer bzw. die EU auf eine nationale Einheitsregierung, die die beiden entgegenge-
setzten Pole des politischen Spektrums in Regierungsverantwortung bindet, zu drängen. Die Kurzana-
lyse argumentiert, dass die Förderung des „Erfolgsmodells“ durch ausländische Geber zwar dazu 
beitrug die junge tunesische Demokratie zu konsolidieren und große soziale Unruhen verhinderte, 
aber dadurch auch Stillstand bei notwendigen politischen Reformen herbeiführte. Viele TunesierIn-
nen fühlen sich heute um die Revolution betrogen. Nur sechs Jahre nach dem Sturz von Präsident 
Ben Ali machen sich Frustration und Demokratieverdrossenheit breit. Der Fokus auf Stabilität als 
primäres politisches Ziel könnte damit ironischer Weise, mittel bis langfristig die demokratische Ent-
wicklung gefährden und damit Instabilität hervorbringen.  
 
Keywords 
Tunesien, Arabischer Frühling, EU-Außenpolitik, Autoritarismus, Demokratie, Transition  
 
Autor 
Dr. Cengiz Günay forscht am Österreichischen Institut für Internationale Politik zu den The-
men: Islamismus, Demokratisierungs- und Reformprozesse, Soziale Bewegungen und die Ver-





Österreichisches Institut für Internationale Politik – oiip,  
1090 Wien, Berggasse 7, www.oiip.ac.at, info@oiip.ac.at 
Copyright © 2017 
          Tunesiens Transition – Die Schattenseiten eines Erfolgsbeispiels 




Die MENA Region (der Nahe Osten und Nordafrika) geht durch tiefe gesellschaftliche, politische und 
wirtschaftliche Umbrüche. Der Sturz der autoritären Herrscher legte oft die tiefen gesellschaftlichen 
Fragmentierungen und den massiven Verfall staatlicher Institutionen, zentralstaatlicher Autorität und 
politischer Legitimierung offen. Während die Ereignisse des sogenannten Arabischen Frühlings in 
Libyen zum auseinanderbrechen des Staates, in Syrien zu einem blutigen Bürgerkrieg, in Ägypten zu 
einer Konterrevolution und der Wiedererrichtung der autoritären Herrschaft führte, ist Tunesien das 
einzige Land in dem es in Folge des Sturzes des autokratischen Herrschers zur Konsolidierung einer 
demokratischen Ordnung kam. Tunesiens demokratische Transition erfolgte nicht reibungslos, aber 
friedlich.  
 
Anders als in Ägypten dominierten zivile Kräfte (politische Parteien und die Zivilgesellschaft) den 
Übergangsprozess. Zudem konnte Tunesien auf die Unterstützung ausländischer Geber bauen.  
Die EU, einzelne Mitgliedsstaaten, allen voran Deutschland, aber auch die Schweiz, bzw. die USA, 
Katar und die Türkei begannen sich, wenn auch in unterschiedlichen Bereichen in Tunesien zu enga-
gieren. Insbesondere die EU unterstützte Tunesiens Transition durch Hilfestellungen bei Justiz- und 
Polizeireform, direkten finanziellen Zuwendungen und die Erweiterung und Vertiefung der Beziehun-
gen durch eine Aufwertung zu einer privilegierten Partnerschaft. Darüber hinaus entwickelte sich 
Deutschland zu einem der größten finanziellen Geber Tunesiens. Die deutsche Gemeinschaft für in-
ternationale Zusammenarbeit unterhält mit mehr als 200 MitarbeiterInnen ihr weltweit größtes Büro 
in Tunesien und deutsche Stiftungen bauten enge Verbindungen zu einzelnen politischen Parteien 
auf und organisieren Seminare, Trainings und Workshops.  
 
Tunesiens Transition gilt als ein Modell, das Vorbildcharakter für andere Länder der Region haben 
könnte. Tunesien, als ein relativ kleines Land mit einer ethnisch weitgehend homogenen Bevölkerung 
und einer starken  kulturellen, gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Ausrichtung nach 
Europa, gilt zudem vor allem aus europäischer Perspektive als ein wichtiger Brückenkopf und strate-
gischer Partner.  
 
Angesichts des Staatszerfalls im benachbarten Libyen, der unsicheren Zukunft Algeriens, und der 
Zunahme der Migrationsbewegungen über das Mittelmeer mischen sich in das Interesse die tunesi-
sche Demokratie zu stärken auch sicherheitspolitische Überlegungen. Der durch VertreterInnen der 
EU in Interviews geäußerte Satz; „Tunesien ist zu wichtig um es scheitern zu lassen“1, drückt ein-
dringlich das Interesse der EU an Tunesiens Stabilität aus.  
                                                          
1 Interviews des Autors mit VertreterInnen der EU in Tunis, November 2016 
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Die vorliegende Analyse argumentiert, dass die Propagierung Tunesiens als ein Erfolgsmodell  einer-
seits im Interesse der post-revolutionären tunesischen Eliten ist, da es finanzielle Unterstützung ge-
währleistet und andererseits im Interesse der EU ist, da es ihre Politik gegenüber der Region legiti-
miert und bestätigt.   Die Überzeichnung des Erfolgsbeispiels bedingt aber die Ausblendung der 
Schattenseiten. Zudem hindert der Fokus der EU auf Stabilität durch politischen Konsens nicht nur 
notwendige Reformen und begünstigt politischen Stillstand, sondern es führt sogar zur Schwächung 
der jungen Demokratie.  
 
 
Tunesiens sanfte Transition  
 
Nachdem Massenproteste im Jänner 2011 zum Sturz von Präsident Zine Abedine Ben Ali führten, 
bildete sich unter dem ehemaligen Premierminister Ghannouchi eine Übergangsregierung, die sich 
vor allem aus VertreterInnen des alten Regimes zusammensetzte. Nur einen Monat später, im Feb-
ruar 2011 musste diese allerdings aufgrund von erneuten Massenprotesten abtreten. Die daraufhin 
gebildete zweite Übergangsregierung leitete dann den demokratischen Transitionsprozess ein; zum 
Teil wurden Institutionen des alten Regimes, wie die Abgeordnetenkammer, die ehemalige Regie-
rungspartei RCD und der Innengeheimdienst aufgelöst. Weiters wurden Kommissionen eingesetzt, 
die das Ziel hatten die Ereignisse um die Revolution zu beleuchten, Korruption aufzudecken und die 
politischen Ziele der demokratischen Transition festzulegen.2 Die Übergangsregierung bereitete den 
Weg für die Präsidentschaftswahlen und die Wahlen zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung 
(beide fanden im Herbst 2011 statt)  vor.  
 
In den letzten sechs Jahren seit dem Sturz Präsident Ben Alis wurden zwei Parlaments- und zwei Prä-
sidentschaftswahlen abgehalten und eine neue Verfassung beschlossen. Es kam zu einer Befreiung 
des politischen Raumes. Eine Vielzahl an Parteien wurde gegründet, die Zivilgesellschaft agierte frei, 
allen voran der Gewerkschaftsverband UGTT3 und die Frauenbewegung konnten mobilisieren und 
                                                          
2Die  „National Fact-Finding Commission on Abuse“, die sich mit der Dokumentation der Tötung von bzw. Ge-
walt gegen DemonstrantInnen auseinandersetzte; die „Fact Finding Commission on Corruption and Embezzle-
ment“, die die Korruption und den Missbrauch unter der Ben Ali Herrschaft untersuchte, sowie die „High 
Commission for Realization of Revolutionary Goals, Political Reforms and Democratic Transition“, die über die 
Realisierung der politischen Ziele der Revolution wachen sollte. Diese sogenannte Achour Kommission, benannt 
nach ihrem Vorsitzenden, setzte sich aus VertreterInnen der meisten politischen Kräfte zusammen.  
3 Der Gewerkschaftsverband UGTT spielte eine wesentliche und konstruktive Rolle im schwierigen Transitions-
prozess. Zusammen mit dem Verband der Industriellen und Gewerbetreibenden, der Liga für Menschenrechte 
und der Anwaltskammer vermittelten sie im Verfassungsprozess zwischen den politischen Parteien. Das soge-
nannte Quartett für den nationalen Dialog erhielt im Oktober 2015 den Friedensnobelpreis für seine Leistun-
gen.  
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haben den politischen Diskurs mitbestimmt.  Auch die Medien reflektieren die neue politische Viel-
falt. Dies bedeutet nicht, dass die Transition ohne Reibungen erfolgte. Vielmehr erlebte das Land 
eine gefährliche Polarisierung zwischen Islamisten und dem säkularen Lager, bzw. den Anstieg des 
islamistischen Extremismus. Einen Höhepunkt erreichten die Spannungen mit der Ermordung der 
beiden Oppositionspolitiker Mohamed Brahmi und Chokri Belaid. Beide Morde wurden islamisti-
schen Extremisten angelastet. Vor allem säkulare Kräfte beschuldigten die islamistische Ennahda 





Die moderat islamistische Ennahda Partei gilt als größter Profiteur der Revolution. Obwohl die unter 
Ben Ali verbotene Partei in den Protesten kaum eine Rolle spielte, ging sie aus den ersten freien 
Wahlen im Oktober 2011 als stärkste Kraft hervor. In weiterer Folge bildete die Ennahda zusammen 
mit zwei säkularen linken Zentrumsparteien eine Koalitionsregierung. Der Umstand, dass sich  Is-
lamisten in das politische System integrierten und trotz großer ideologischer Unterschiede zusam-
men mit säkularen Kräften eine Koalitionsregierung bildeten, konnte zwar der politischen Polarisie-
rung  nicht entgegenwirken, es trug aber wesentlich zur Konsolidierung der Demokratie bei.4 
 
Die Ennahda Partei steht vor allem für die wirtschaftlichen Interessen und die Weltsicht einer auf-
strebenden urbanen Mittelklasse, die zwar von der Liberalisierung der Wirtschaft unter Ben Ali profi-
tierte, aber politisch und kulturell marginalisiert blieb. Auch wenn die politischen Debatten und Aus-
einandersetzungen, vor allem bis zur Verabschiedung einer neuen Verfassung, vordergründig von der 
Frage welche Rolle der Islam in Gesellschaft, Politik und Recht spielen sollte, geprägt waren, ging es 
im Wesentlichen um die Frage der Neuaufteilung politischen und wirtschaftlichen Einflusses.  
 
Amal Boubekeur (2016, p. 108) spricht in diesem Zusammenhang von einer „bargained competition“ 
(einem ausverhandelten Wettbewerb), der zwischen der islamistischen Ennahda und den alten Eliten 
stattfindet. Die beiden in Wettbewerb miteinander stehenden Kräfte verhandeln dabei über die Be-
dingungen der (Re-) Integration in das wirtschaftliche und politische System des post-revolutionären 
Tunesien.  
                                                          
4 Der  amerikanische Politikwissenschaftler Alfred Stepan hält fest, dass neben freien und fairen Wahlen und 
dem Einvernehmen, dass eine gewählte Regierung legitimiert ist, neue politische Entscheidungen herbeizufüh-
ren, der Umstand, dass Gesetzgebung, Exekutivmacht und Gerichtsbarkeit in der neuen Demokratie nicht mit 
anderen Instanzen wie z.B. dem Militär geteilt werden müssen, eine Grundvoraussetzung für die Konsolidie-
rung einer Demokratie darstellt (Stepan 2012, p. 90). 
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Die beiden Kräfte wurden zwar unter Ben Ali ausgeschlossen, aber weder Ennahda noch Nidaa 
Tounis spielten in der Revolution eine Rolle, noch stehen sie für deren Ideale und Ziele. Die Revoluti-
on war von jungen Menschen, der mittleren Generation und vor allem sozial Benachteiligten getra-
gen worden.   
 
Während die Ausverhandlung unter den post-revolutionären politischen Eliten Instabilität und einen 
offenen Konflikt verhinderten, hemmte es gleichzeitig Reformen. Die Ausverhandlung der Bedingun-
gen der Integration bzw. Re-Integration in das System unter den moderaten Islamisten der Ennahda 
und den säkularen Eliten isolierte die VertreterInnen der Protestbewegung, die zu Ben Alis Sturz ge-
führt hatte. Umfassende Reformen hinsichtlich des Aufbaus des Staates, der ökonomischen Umver-
teilung oder der Vermögensverhältnisse waren nicht im Interesse post-revolutionärer Eliten. Somit 
kam es in Folge der Umbrüche zwar zu einem Austausch der politischen Eliten, aber nicht zu einem 
Neuaufbau des zentralistischen Staates oder der Wirtschaft. Die post-revolutionären Regierungen 
führten weitgehend die Wirtschaftspolitik der Ben Ali Ära weiter. Seit 2014 regiert eine nationale 
Einheitsregierung bestehend aus Nidaa Tounes, Ennahda und mehreren kleineren Parteien. Die Bil-
dung der Einheitsregierung merzte die unterschiedlichen Interessen und ideologischen Ansätze zwi-
schen den rivalisierenden Koalitionären nicht aus, führte aber dazu, dass die Ausverhandlung nicht 
öffentlich und durch Disput ausgetragen wird, sondern sich in die Regierung und vor allem hinter 
verschlossenen Türen verlagert hat. Die Koalitionäre sind zwar formal  durch die Regierungsverant-
wortung aneinander gebunden, sie agieren aber weitgehend unabhängig voneinander. Zudem kom-
men wachsende Spannungen zwischen dem Parlament und dem greisen Präsidenten Essebsi hinzu. 
Der 90-jährige Essebsi versucht angesichts der Schwäche der eigenen Partei Nidaa Tounes, und der 
Lähmung der Regierung die Macht immer mehr an den Präsidentenpalast zu ziehen.  Die Auseinan-
dersetzungen zwischen den Eliten um Macht und Einfluss und der gleichzeitige Stillstand bei Refor-
men führen zu einer wachsenden Entfremdung von der Politik.  
 
 
Stabilität um jeden Preis?  
 
Die EU und einige ihrer Mitgliedsstaaten gelten als wichtigste Garanten der Stabilität der post-
revolutionären Ordnung in Tunesien.  Auf der im November 2016 abgehaltenen Konferenz „Tunesien 
2020“ einigten sich die VertreterInnen der internationalen Gemeinschaft darauf, Tunesien bis 2020 
mit insgesamt 14 Milliarden Dollar zu unterstützen. Dies kommt dem tunesischen Gesamtbudget für 
das Jahr 2017 gleich (Kubinec 19/12/2016). Zusätzlich zu Geldern aus verschiedenen EU Töpfen sind 
auch einzelne EU Mitgliedsstaaten zum einen direkte Geldgeber, zum anderen Investoren. Unter den 
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EU Mitgliedsstaaten entwickelte sich Deutschland zu einem der wichtigsten Geberländer. Die deut-
sche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ) unterhält mit mehr als 200 MitarbeiterIn-
nen in Tunesien ihre weltweit größte Niederlassung. Zudem investiert Deutschland seit 2015 stark in 
den tunesischen Sicherheitssektor, insbesondere die Grenzsicherung bzw. die Reform der Polizei.   
 
Die massiven Investitionen in die tunesische Demokratie sollen soziale Unruhe abwehren und die 
Konsolidierung der noch jungen Demokratie unterstützen. Mit diesen liberalen demokratischen An-
sätzen und Werten vermischen sich aber auch sicherheitspolitische sowie wirtschaftspolitische Über-
legungen. Die Konsolidierung des Status Quo soll vor allem Chaos und Umwälzungen abwenden und 
Stabilität gewährleisten. Der Fokus der ausländischen Geldgeber auf Stabilität verhindert damit aber 
auch grundlegende strukturelle Reformen. Stattdessen wird durch die Investition in das Modell Tu-
nesien im Namen der Stabilität Kontinuität und Stagnation gefördert. Nadia Marzouki and Hamza 
Meddeb (2015) betonen in diesem Zusammenhang, dass das ständige Streben nach Stabilität Elite-
Paktiererei und gegenseitige Kooptierung begünstigt und Wandel verhindert haben.   
 
Die Finanzierung des tunesischen Erfolgsmodells verhinderte nicht nur Wandel, sondern es führte 
sogar zu einem weiteren Anwachsen des ohnehin schon überzentralisierten tunesischen Staatappa-
rates. So verdoppelte sich z.B. die Zahl der Staatsbediensteten seit der Revolution. Zum einen gilt ein 
starkes und gut funktionierendes administratives System als das Rückgrat eines sanften Übergangs, 
zum anderen wurde aber auch mangels an Arbeitsmöglichkeiten in der Privatwirtschaft die Einstel-
lung von Vertragspersonal im Staatsdienst als ein Mittel zur Dämpfung der Arbeitslosigkeit gesehen. 
Dies führte nicht nur zu einem Anwachsen in den Staatsausgaben, sondern förderte auch die Korrup-
tion und Vetternwirtschaft.5   
 
Während die hohe Abhängigkeit von ausländischen Gebern wie ein Teufelskreis wirkt und Tunesien 
wirtschaftlich immer enger an die EU bindet, befördert es aber  gleichzeitig eine Annäherung der 
politischen Eliten an europäische liberal demokratische Diskurse. Weite Teile der post-revolutionären 
tunesischen Eliten haben liberale demokratische Werte und Ansätze in ihre Diskurse adaptiert. Ver-
treterInnen der einzelnen Parteien, im Übrigen auch der islamistischen Ennahda sind sich der Abhän-
gigkeit von ausländischen Gebern bewusst und suchen deshalb den Dialog mit VertreterInnen des 
Westens. Dies begünstigt eine offene Debatte, zumindest mit ausländischen PolitikerInnen, Forsche-
rInnen, JournalistInnen und VertreterInnen der Zivilgesellschaft. 
                                                          
5 Korruption wird inzwischen von 36 Prozent der ManagerInnen als ein Hindernis für Geschäftstätigkeiten in 
Tunesien gesehen (Kubinec 19/12/2016).  
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Dies wiederum befördert das Image des Erfolgsmodells und gewährleistet finanzielle Unterstützung 
durch ausländische Geber, insbesondere der EU und ihrer Mitgliedsländer. Aus Perspektive der tune-
sischen Politik birgt es allerdings die Gefahr sich zu sehr an den Interessen der Geber zu orientieren 
und die Bedürfnisse und Erwartungen der eigenen Bevölkerung zu vernachlässigen. Ein Beispiel dafür 
könnte das von der EU propagierte Freihandelsabkommen sein. Während der Widerstand in der tu-
nesischen Bevölkerung gegen das sogenannte „Deep and Comprehensive Free Trade Agreement“ mit 
der EU recht groß ist, ist ein Großteil der politischen Eliten, Ennahda und Nidaa Tounis eingeschlos-
sen, dafür.  
 
 
Die Kluft zwischen den politischen Eliten und der Gesellschaft 
 
Tunesien gilt zwar als Beispiel einer gelungenen Transition von autoritärer Herrschaft zu Demokratie, 
allerdings zeigt der Blick hinter die Kulissen auf, dass das post-revolutionäre System in Tunesien 
weitgehend Kontinuitäten mit der Zeit vor der Revolution aufweist. Während die Revolution zu ei-
nem politischen Liberalismus, geprägt durch ein breites Spektrum an politischen Parteien, ein buntes 
Zeitungswesen und eine lebendige Zivilgesellschaft, geführt hat, kam es weder zu tiefgreifenden 
strukturellen Veränderungen noch zu einem Wandel in der Wirtschaftspolitik. Die politischen Eliten 
im post-revolutionärem Tunesien gehören weitgehend der älteren Generation an. Sie repräsentieren 
weder die Hoffnungen, Ziele und Erwartungen einer weitgehend jungen Bevölkerung, noch haben sie 
selbst den Umsturz des autoritären Regimes herbeigeführt. Vor allem unter jungen Menschen macht 
sich Entfremdung von einer vornehmlich alten politischen Elite breit. Alcina Honwana zeigt in mehre-
ren Interviews mit jungen Menschen auf, dass die Hoffnungen auf sozialen Wandel unter jungen 
Menschen bald nach der Revolution verblassten und sich viele durch die alte Generation um ihre 
Zukunft betrogen fühlen (in; Cohen-Hadria 2017, p. 21).   
 
Tunesien weist mit beinahe 40 Prozent eine besonders hohe Rate an Jugendarbeitslosigkeit auf 
(OECD 2015). Die Arbeitslosigkeit ist besonders groß in den lange vernachlässigten Randgebieten des 
tunesischen Staates, wo es entweder meist heruntergewirtschaftete staatliche Betriebe oder gar 
keine Betriebe gibt. Dramatisch ist vor allem die Situation von Schul- und Universitätsabsolventen. In 
Städten wie Gafsa, Sidi Bouzid, Kebili oder Jendouba liegt die Arbeitslosigkeitsrate unter Schulabsol-
ventInnen über 40 Prozent (AFDB, OECD & UNDP, p. 26).  
 
Ein weiteres Zeichen der Unzufriedenheit ist eine wachsende Politikverdrossenheit. Die Zahl der zur 
Wahl registrierten Personen blieb in den sechs Jahren seit der Revolution auf rund 40 Prozent be-
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schränkt und auch die Prozentzahl jener, die dann zur Wahl gingen sank von 86,4 Prozent bei den 
Wahlen 2011 auf 60,35 Prozent bei den Präsidentschaftswahlen 2014 (International Institute for 
Democracy and Electoral Assistance in; Cohen-Hadria 2017, p. 19). Dabei war insbesondere die Zahl 
der jungen WählerInnen niedrig (Ibid. p. 20).  
 
Die wachsende Entfernung der politischen Eliten von den Bedürfnissen und Erwartungen breiter Be-
völkerungsteile und insbesondere der Jugend birgt ein gefährliches Potenzial. Nicht nur lokale soziale 
Proteste in Städten wie Gafsa zeigen die noch immer ungelösten sozialen Probleme auf – diese wa-
ren auch Faktoren, die zum Umsturz von Präsident Ben Ali führten - sondern Tunesien sieht sich auch 
vermehrt mit dem Problem einer wachsenden Radikalisierung unter Jugendlichen konfrontiert. Ins-
besondere radikal islamistische Gruppen konnten erfolgreich Jugendliche mobilisieren.  
Auch wenn Tunesien als weitgehend sicher gilt, haben islamistische Angriffe, die schwerwiegendsten 
waren jene im September 2015 auf Touristen im Bardo Museum in Tunis und auf dem Strand in 
Sousse, das Land tief erschüttert und vor allem dem Tourismus langfristig Schaden zugefügt.  
 
 
Warum die EU das Modell propagiert? 
 
Während aus tunesischer Sicht Hilfe von Seiten der internationalen Gemeinschaft willkommen ist, 
stellt sich die Frage warum z.B. die EU so massiv in die Stabilisierung der tunesischen Demokratie 
investiert, wohingegen die Hilfen für andere Länder des Arabischen Frühlings im Vergleich relativ 
gering ausfielen.  
 
Zum einen kann festgehalten werden, dass der Verlauf der Transition in Tunesien von Beginn an in 
eine positive Richtung deutete. Zum anderen verfügte Tunesien über jene Voraussetzungen die aus 
einer liberalen Perspektive für „democracy promotion“ günstig sind. Es ist ein relativ kleines Land mit 
einer schwachen Ausprägung des Militärs. Dies machte das Vorhaben überschaubarer. Zudem ist die 
tunesische Wirtschaft stark an jene der EU ausgerichtet. Mehr als 60 Prozent der Exporte geht in die 
EU (European Commission 1/9/2016). Dies  versprach  einen stärkeren politischen Einfluss als an-
derswo.  
 
Tunesien verfügt außerdem, trotz langjähriger autoritärer Herrschaft, über eine starke Zivilgesell-
schaft. Diese ist weitgehend durch säkulare Gruppen, meist Angehörige der frankophonen Bildungs-
eliten geprägt und damit meist pro-europäisch.    
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Der starke Fokus der EU auf die Zivilgesellschaft als ein zentrales Element der Demokratisierung rührt 
aus den Erfahrungen der Transitionen in Ost- und Zentraleuropa, wo es vor allem Bürgerrechtsbewe-
gungen, Gewerkschaften, aber auch die Kirchen waren, die den Fall der kommunistischen Regime 
beschleunigten und danach eine positive Rolle in der Transition spielten. Der Ansatz der EU geht da-
von aus, dass die Zivilgesellschaft eine Domäne darstellt, die autonom vom Staat besteht und nicht 
nur diesen kontrolliert, sondern auch als ein Vermittler zwischen Staat und Gesellschaft agiert (Heid-
brink, 2006, p. 16).   
 
Auch wenn dieses Konzept der Zivilgesellschaft nicht europäischer Standard ist, das heißt nicht in 
allen EU Mitgliedsstaaten in dieser  Form besteht, ist es Bestandteil der „Democracy Promotion“ der 
EU. Angesichts eines spürbaren Rückganges der Attraktivität und Qualität liberaler Demokratie, Larry 
Diamond (2008) benennt es einen globalen „democratic roll back“ in Folge dessen dreiviertel der ca. 
80 neuen Demokratien, die aus der sogenannten dritten Welle der Demokratisierung hervorgingen, 
unsicher sind und sich auch wieder zurückentwickeln könnten, hat auch die transformierende Kraft 
der EU nachgelassen. Die Entwicklungen der Demokratien auf dem Balkan, das Abrutschen der Türkei 
in den Autoritarismus, und das Erstarken populistischer und nationalistischer Bewegungen innerhalb 
der EU stellen das Projekt eines „demokratischen Friedens“, basierend auf wirtschaftlicher Interde-
pendenz und dem funktionellen sektoralen Zusammenwachsen, vor große Herausforderungen.  Tu-
nesien stellt daher ein dringend benötigtes Erfolgsbeispiel dar. Der Erfolg der demokratischen Transi-
tion Tunesiens bestätigt damit sozusagen die verloren geglaubte transformative Kraft der EU und 
legitimiert dadurch auch die Anstrengungen für eine gemeinsame Außenpolitik. Die Propagierung 
von liberaler Demokratie, basierend auf wirtschaftlicher Interdependenz stellt zumindest noch, den 
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